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Vorbereitung Hunsrücker Ostermarsch '90: 

Jena dankt für die Einladung!
 
Durch Jutta und August Dahl erhielten 

wir eine Einladung zum gemeinsamen 
Ostermarsch für Frieden und Abrüstung 
im HunsrÜck. Durch das Hunsrück-Fo­
rum (wir erhalten es jetzt sogar über die 
Fam. Dahl im Abonnement) konnten wir 
uns in den letzten Jahren über die Proble­
me im Hunsrück ein Bild machen. Viele 
engagierte Hunsrücker kennen wir be­
reits und sind gespannt auf die persönli­
che Begegnung, haben wir doch gemein­
same Sorgen. Auch in und um Jena ist die 
militärische Präsenz hoch, in Sichtweite 
sind Atomwaffen stationiert. So möchten 
wir uns im Namen aller Teilnehmer (wir 
sammeln uns gerade) recht herzlich bei 
den Hunsrücker Friedensinitiativen für 
die Einladung bedanken. In diesem Jahr 
wird auch inder DDR ein Ostermarsch 
organisiert, wir hoffen auch hier auf eine 
gemeinsame Aktion. 

Nun noch einige persönliche Gedan­
ken zur aktuellen Situation: In den letzten 
Wochen überstürzten sich hier in der DDR 
die Ereignisse, die Mauer mußte fallen 
und die Grenzen wurden geöffnet. Ohne 
die von Gorbatschow geschaffenen Be­
dingungen wäre diese friedliche Revolu­
tion nicht möglich gewesen. Gorbat­
schows Kurs ist jedoch nicht mit ameri­
kanischer Hochrüstung erzwungen. Auch 
in der Sowjetunion war (ähnlich Rumä­
nien) ein militant stalinistischer Kurs auf 
Kosten des Volkes eine durchaus wahr­
scheinliche Alternative. Uns sorgt daher 
die Gefahr des Rückfalls in einen solchen 
Kurs, denn Gorbatschow ist innenpoli­
tisch außerordentlich unpopulär. Die tie­
fe wirtschafLliche und moralische Krise 
ist nach außen bisher wenig bekannt. Die 
Perestroika greift im starren Apparat der 
unteren Ebenen noch nicht. Abtl uns 
bekannte sowjetische Kollegen sind der 
Ansicht, daß selbst nach einem mögli­
chen Rücktritt Gorbatschows eine Resta­
linisierung wenig wahrscheinlich ist. 
Hoffen wir darauf, denn unsere Revolu­
tion ist noch zerbrechlich. 

Die Öffnung der Grenzen und die greif­
bar nahe Demokratisierung brachte uns 
zwei Gefühle: Zum einen die Depression 
verlorener 40 Jahre, die Depression ver­
fallener Städte, einer katastrophalen 
Wirtschafts- und Umweltsituation. Da­
bei können wir nun das machbare hin­
sichtlich Wirtschaft und Umwelterhal­
tung, hinsichLlich effektiver medizinischer 

Jena, 3.12.89: Menschenkette für Freiheit und Demokratie aufder Camsdorfer Brücke 
(Ost-West - Kette) 

Betreuung und Erhaltung der Bausub­
stanz nur wenige Kilometer enLfernt be­
trachten. 

Umweltschutz ist für uns keine Frage 
des guten Willens, sondern einer gesun­
den Wirtschaft. Die DDR war bisher zu 
arm zum Sparen, zu arm für Umwelt­
schutz. Die Frage entweder oder, entwe­
der Umweltschutz oder Industrie, kann in 
Mitteleuropa nicht gestellt werden. Hier 
hoffen wir auf Unterstützung, die langfri­
stig im Rahmen einer Zweistaatlichkeit 
nicht möglich erscheint. 

Zum anderen eröffnet uns die Demo­
kratisierung für jetzt und die Zukunft 
phantastische Möglichkeiten. Damit ist 
nicht nur das Reisen gemeint, das ist die 
erste unmittelbare Reaktion. Aberdieneue 
Situation muß erst wirklich begriffen 
werden, die über lange Jahre aufgebaute 
Frustration und Isolation muß erst aufge­
taut werden. 

Nach dem Fall der Berliner Mauer soll­
ten die dünneren Mauem um die Militär­
basen in Hasselbach und Jena-Forst wohl 
leichter fallßn. Wo ist jetzt die Grenze 
zwischen den alten Machtblöcken, wie 
ist das Feindbild bestimmt, wenn sich 
jeweils eine halbe Million Menschen im 
anderen Teil DeutschlandsauThalten? Auf 
unseren Demonstrationen wird die For­
derung nach Entfernung der Besatzungs­
mächte aus der BRD und der DDR ge­
stellt. 

Besteht sonst nicht die Gefahr, eine 
Situation vergleichbar dem Beginn der 
zwanziger Jahre zu schaffen, ein unkon­
trollierbares Wachsen radikal nationali­
stischer Gruppen? Könnten andererseits 
nicht die Besatzungsmächte von sich aus 
einen Friedensvertrag anbieten, eineatom­
waffenfreie Zone in Deutschland? War­
um überläßt man in der Bundesrepublik 
vornehmlich den rechtsorientierten Par­
teien alle Initiativen in Fragen der Zu­
kunft beider deutscher Staaten? 

Gibt es nicht gerade jetzt die größten 
Hoffnungen, im Miteinander auch in der 
Bundesrepublik einige Dinge in Bewe­
gung zu setzen, ist die soziale Marktwirt­
schaft bereits voll ausgereizt? Gibt es 
nichtgerade jetzt reale Chancen, gemein­
same Probleme anzugehen? 

Für uns als Nachkriegsgeneration gibt 
es keine "Wiedervereinigung", aber wie 
wäre es mit einem gemeinsamen Neube­
ginn? Die Abschaffung der Atomwaffen 
in Deutschland gemeinsam anzugehen ist 
daher nicht nur sinnvoll, sondern auch 
notwendig, und so wollen wir die Hoff­
nung an Euch weitergeben: Mauem kön­
nen leichter und vor allem früher faUen 
als Ihr denkt! 

Herzliche Grüße 
Ulrike und WolfgangGawalekausJena 
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Hunsrü,ker GRÜNE besu,hten Jena

, 

Am 20. Februar reiste eine Delega­
tion der Hunsrücker GRÜNEN nach 
Jena, um dort mit der GRÜNEN Partei 
der DDR und anderen oppositionellen 
Gruppen Kontakt aufzunehmen. An 
der Reise nahmen teil: Markus Braun, 
Kreisvorsitzender der Hunsrücker 
GRÜNEN, Ulia Krönig als Vertreterin 
der Kreistagsfraktion und Axel Wei­
rich, Fraktionsvorsitzender der GRÜ­
NEN im Kirchberger Verbandsgemein­
derat und friedenspolitischer Sprecher 
des Kreisverbandes. Als Gastgeschen­
ke hatten sie jede Menge Büromate­
rial, Plakate und ein komplettes EDV­
System für das Jenaer GRÜNEN.Büro 
im Reisegepäck. Hier ihr Reisebericht. 

Auf der Autobahn, bereits kurz hinter 
Mainz, werden uns die Widersprüche 
dieser Zeit wieder einmal bewußt: Auf 
dereinen Seite wirunterwegs in dieDDR, 
so als reisten wir nach Frankreich oder 
Österreich; wer hätte das vor einem hal­ von den "Militanten" spricht, fällt mir 
ben Jahr noch gedacht? Auf der anderen eine neue Wortschöpfung für unsere 
Seite dauernd Militärkolonnen und Pan­ Militärs ein: Militante Gruppen, die dem 
zer - ganz so wie schon immer. Weil bewaffneten Kampf immer noch nicht 

abgeschworen haben. 
Kurz hinter Gießen 
holtunsdann derHes­
sisehe Rundfunk mit 
einer Meldung aus 
der Autobahn-Lange­
weile: Derehemalige 

sprll'	 Berliner Senator 
ElmarPieroth (West­
CDU), der bei uns 
wieder wegen seiner 
möglichen Verwick­
lung in den Glykol­
wein-Skandal in den 
Schlagzeilen ist,

Dienstag, 20.Februar, 11 Uhr 

Helmut Kohl 

'-f=~ 
möchte bei einem 

Erfurt - DompIatz	 Wahlsieg der Ost­
CDU Wirtschaftsrni­
nister der DDR wer­
den. Zu schön, um 
Satire zu sein. Solche 
Gags schreibtnur das 
wirklicheLeben. Wie 
seinerzeit bei Barzel 
wollen die Konserva­
tiven jetzt wohl auch 
bei Pieroth verhin­
dern, daß der Arme 
zum "Sozialfall" 
wird. 

Anti-Kohl-Plakat.in Erfurt 
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Grüne Partei ganz oben? Leider noch mcht. 

Marlcus bei deren Anblick immer wieder Um 11.30 Uhr passieren wir den Gren­
zübergang Ht;rleshausen. Keine großarti­
gen Kontrollen - ein Grenzer fragt uns 
lediglich, ob wir alle im Besitz eines 
gültigen Reisepasses sind. Zwei Sachen 
fallen uns direkt hinter der Grenze auf: 
Zum einen die vielen Deutschlandfah­
nen, die überall aus den Fenstern heraus­
hängen und die wir später auch in Jena 
immer wieder fmden. Zum anderen der 
Gestank, der uns sofort in die Nase steigt. 
Zunächst vermuten wir, daß dieser von 
der Industrie um Eisenach herrührt. Doch 
uns wird sehr schnell klar, daß dieser 
penetranteGeruch Normalfall in der DDR 
ist. Schulddaran sind die Abgase derTra­
bi-Zweitaktmotoren und die Braunkohle, 
die überall in der DDR als Heizmaterial 
eingesetzt wird. So schlimm hat es bei 
uns zur Hochzeit des Ruhrgebietes nicht 
gerochen; selbstdas heutigeRhein-Main­

\.; 

Gebiet erscheint uns im Vergleich dazu 
als reiner Luftkurort. 

Auch Helmut Kohl reist an diesem 20. 
Februar in die DDR. Er wird um 17.00 
Uhr in Erfurt auf. dem Domplatz eine 
Rede halten und sich so in den DDR­
Wahlkampf zugunsten der CDU einmi­
schen. Auf der Transitautobahn sehen 
wir an fast allen Brücken Transparente 
mit der Aufschrift: "Willkommen Hel­
mut Kohl". Aber es gibt auch kritische 
Stimmen. Auf einem anderen Transpa­
rent steht "Ein Deutschland mit Helmut 
Kohl und alles wird gleich gemacht". 

-




Natürlich gab es Sowjetischer Militärkonvoi in Jena: Truppenabzug war kein Thema 'ne Art politisches 

Um 13.15 Uhr kommen wir in Jena an 
und werden von Ines bereits im GRÜ­
NEN-Büro erwartet. Sie lädtuns zunächst 
zu einer Stadtbesichtigung ein. Was uns 
während dieses Stadtbummels auffällt, 
ist die starke Militärpräsenz und die 
Selbstverständlichkeit, mit der sich die 
Militärs in der Stadt bewegen. In den 
Gesprächen, die wir später führen, wird 
uns dann auch sehr schnell klar, daß selbst 
bei kritischen und oppositionellen Men­
schen in der DDR das Militär sehr viel 
stärker akzeptiert wird, als bei uns in der 
BRD. In Jena gibt es eine sowjetische 
Garnison und während unserer Stadtbe­
sichtigung fährt ein riesiger Konvoi von 
Militärtankfahrzeugen über eine stark 
belebte undbefahrene Hauptverkehrsstra­
ße. Das würden sich die Militärs bei uns 
wohl so nicht mehr trauen. Trotz strah­
lendem Sonnenschein und herrlichem 
Wetter hängt überJena eine dichte Dunst­
glocke und der Smog macht uns schon 
arg zu schaffen. 

In einem Gespräch mit \)abine und 
Werner Nagel - sie 
Mitglied in der 
SPD, er Vorsitzen­
der der Jenaer 
GRüNEN - wird 
klar, daß die Forde­
rung nach Abzug 
der sowjetischen 
Truppen aus der 
DDR während der 
Revolution im letz­
ten Jahr kein The­
ma war. 

Werner dazu: 
"Das war bisher 
kein Thema, weil 
das sowjetische 
Militär zurZeit von 
niemandem als Be­
drohung bei uns 
empfunden wird. 

Zeiten, wowirnicht 
wußten, ob die nicht doch was untemeh­
men und vielleicht putschen. Aber das hat 
eigentlich keine Rolle bei uns gespielt. 
Die DDR-GRüNEN haben natürlich die 
Forderung, daß alle Truppen von frem­
dem Territorium abgezogen werden. Zur 
Zeit wird auch nach Auskunft von Vera 
Wollenberg in der Verfassungskommis­
sion ernsthaft darüber diskutiert, die 
Wehrpflicht generell abzuschaften. Ich 
glaube auch, daß das nicht völlig unreali­
stisch ist. Unrealistisch wird es erst wie­
der durch den geplanten Anschluß der 
DDR an die Bundesrepublik." 

Der politische Schwerpunkt der Jenaer 
GRüNEN liegt eher im Bereich Ökolo­
gie und den damit verbundenen gesell­
schaftlichen Problemen. Werner: "Da war 
zum Beispiel am Freitag eine Demonstra­
tion der Angestellten einer Schweine­
großmästerei für den Erhalt ihrer Arbeits­
plätze. Am Sonntag war dann eine große 
Demonstration, eine Blockade, mit der 
die Schließung dieser Großmästerei ge­
fordert wurde." Von WernerNagel erfah­
ren wir auch, daß in der DDR die Haus­
halte nicht mit Wasserzählern ausgestat­
tet sind, sondern der Staat das Trinkwas­
ser und selbst das ferngeheizte Heißwas­
ser den Bürgern kostenlos zur Verfügung 
stellt. Was auf den ersten Blick wie eine 
tolle soziale Errungenschaft aussieht, 
entpuppt sich bei näherer Betrachtung als 
ökologische Katastrophe: Frühmorgens 
stellen manche Leute, bevor sie zur Ar­
beit gehen, die Kartoffeln unter das flie­
ßende heiße Wasser. Wenn sie dann mit­
tags von der Arbeit zurück kommen, sind 
sie gar. 

I; 

Sabine Nagel erzählt uns, daß es auch 
in der DDR Probleme mit Ausländerhaß 
gibt. Davon in erster Linie betroffen sind 
die vietnamesischen Gastarbeiter und 
auch die sowjetischen Soldaten. Militä­
risch werden die Sowjettruppen in der 
Gesellschaft eher akzeptiert, aber vom 
menschlichen Standpunkt her gibt es 
starkeAbneigunggegen die sowjetischen 
Soldaten. In schlimmer deutscher Tradi­
tion werden sowohl die Vietnamesen wie 
auch die Russen als minderwertige Völ­
ker angesehen. Sabine: "Die Erziehung 
zum Antifaschismus ist schiefgegangen." 

Bewußtsein einzu­
bringen. Dadurch, daß wir uns gerieben 
haben an dem System, haben wir ja doch 
ein bestimmtes politisches Bewußtsein 
entwickelt, eine bestimmte politische Er­
fahrung gemacht. Gerade auch die Sach­
en, die die Kirche in der ökumenischen 
Versammlung niedergeschrieben hat. Da 
ist ja so viel geistige Arbeit geleistet 
worden, und ich fürchte, die ist bei der 
Vereinigung nicht mehr viel wert. Die 
Akzeptanz für das bundesdeutsche Sy­
stern ist bei vielen Leuten so groß, daß sie 
sich ganz schnell damit identifizieren und 
gar nicht mehr erkennbar sein wollen als 

Für Werner fehlt immer noch die poli­
tische Idee, wie das vielzitierte Europäi­
sche Sicherheitssystem ausgestaltet wer­
den soll. Seiner Meinung nach werden 
sich die Militärbündnisse wohl zuneh­
mend in politische Bündnisse umwan­
deln. Von einem vereinten Deutschland 
könnte dann der Impuls der Verflechtung 
der heiden Systeme ausgehen. Eine weit­
gehende Abrüstung, am besten bis auf 
Null, als Vorbedingung für die Vereini­
gung ist auch für ihn wünschenswert. Nur 
hält er das bei dem derzeitigen Tempo, 
mit dem die beiden deutschen Staaten 
sich annähern, für völlig unrealistisch. 

Was erhoffen sich die Nagels von der . 
Vereinigung, wovor haben sie Angst? 
Sabine: "Das einzige, was mich daran 
beruhigt, ist, daß dieser Stalinismus wie 
wir ihn hatten, nicht wiederkommen wird. 
Das war so mein einziger Trost, als ich 
merkte, wie so die Wirtschaft hier bei uns 
reinströmte. Hoffnung habe ich auch ein 
bißchen, wenn eben dann auch so Leute 

kommen wie ihr. 
Sozusagen "die 
Gute Internationa­
le". Werner: "Ich 
habe eigentlich 
Angst vor Rechts. 
Außerdem, wenn es 
jetztso schnell geht, 
dann geht all das, 
was sich an Basis­
demokratie im letz­
ten halben Jahr bei 
uns entwickelt hat­
te, flöten. Wir ha­
ben ja politisch 
nichts weiter zu 
bie~en und wirt­
schaftlich nichts 
mitzubringen, aber 
wir hätten eigent­
lich unser Selbst­
wertgefühl und so 
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Plakat gegen den 5-Punkte-Plan Modrows 

ehemalige DDR-Bürger. Der Stolz, den 
diejenigen hatten, die hier geblieben sind, 
der wird zugeschüttet werden. Ein biß­
chen gelähmt hat es mich, als vor ein paar 
Wochen Modrow seinen FünfPunkte Plan 
vorlegte und ich das Gefühl haue, jetzt 
gibt der auch auf." 

Sabine: "Was wir in ein vereintes 
Deutschland mit einbringen können, ist 
die Erfahrung, daß man mit weniger 
Konsum auch gut leben kann." Ähnlich 
hatte sich auch Ines schon geäußert. Sie 
war letztes Jahr in der Weihnachtszeit in 
Nürnberg und erzählte uns, wie froh sie 
war, vor all dem Glitzerzeug wieder in 
ihre graue DDR flüchten zu können. Von 
Ibrahim Böhme als Ministerpräsidentder 
DDR verspricht sich Sabine, "daß er die 
DDR halbwegs mit Anstand an die BRD 
übergibt." 

Den Verlust der eigenen Identität, 
Vereinnahmung und Entmündigung 
durch die Bundesrepublik,befürchtetauch 
der Jenaer Pfarrer Eckhard Schack. 
Schack: "Wir müssen jetzt gerade erst 
einmal lernen, mündig zu werden. Das 
haben wir ja 40 Jahre lang nicht gelernt. 
Die Fremdeinflüsse von außen wirken da 
natürlich besonders stark. Der ganze 
Prozeß geht viel zu schnell; wir hätten da 
mehr Zeit gebraucht." 

Frau Jelke, in der 
Kirchengemeinde 
aktiv, sieht das so: 
"Ich habedas Gefühl, 
daß das, was wir in 
die Vereinigung ein­
bringen können, 
überhaupt nicht ge­
fragt ist. Wir werden 
einfach überrollt. 
Wenn ich hier in der 
DDR die Werbung 
der DSU sehe - "Frei­
heit statt Sozialis­
mus" und "Wohl­
stand staU Sozialis­
mus" - dann fühle ich 
mich verraten. Der 
Sozialismus war für 
mich immer eine Vi­
sion und ist es noch 
heute. Ich habe im­
mer geglaubt, daß 
man den auch gut 
machen kann. Am 
meisten enttäuscht 
bin ich von meinen 
eigenen Landsleuten, 
die sich so einfach 
kaufen lassen. Dem 

Kohl kann man das ja nicht übel nehmen, 
daß er das jetzt ausnutzt. Positive Sachen 
sähe ich nur, wenn wir etwas mehr Zeit 
hätten; aber das geht jetzt alles viel zu 
schnell." 

Isabei Günther, hauptamtliche GRÜ­
NE Stadträtin von Jena kritisiert auch 
ihre Mitbürgerinnen: "Die Forderungen 
nachPressefreiheit, der Möglichkeit, sich 
selbst zu verwirklichen und die Chance, 
sich selbst etwas aufzubauen - all das ist 
bei unseren Leuten jetzt vergessen. Über 
die errungene Pressefreiheit und Mei­
nungsvielfalt freut sich fast niemand mehr. 
Auch daß sich jetzt alle aktiv politisch 
betätigen können, die das wollen, zählt 
nichts mehr. Jetzt zählen plötzlich nur 
noch wirtschaftliche Fragen und die Bun­
desrepublik wird als das Vorbild genom­
men. Meiner Meinung nach müssen wir 
nicht unbedingt anstreben, innerhalb von 
zwei, drei Jahren uns völlig der BRD an­
zugleichen. Ich möchte jetzt hier in der 
DDR versuchen, daß wir das gesellschaft­
1iche Leben in geordnete und menschli­
che Bahnen bringen. Das was Weizsäk­
ker und Brandt vom Zusammenwachsen 
sagen, ist für mich akzeptabel. Aber das 
darf nicht auf Biegen und Brechen kom­
men." 

Eckhard Schack: "Schön wäre es, wenn 
es mit der Vereinigung eine Entmilitari­

sierung gäbe. Die beiden Armeen in 
Deutschland sind ja jetzt eigentlich über­
flüssig. Bei der Frage der Blockzugehö­
rigkeit müßten Wege gefunden werden, 
die andere Lösungen für das Problem 
aufzeigen, als die, die uns zur Zeit einge­
redet werden; so als bliebe uns nichts an­
deres übrig, als die Zugehörigkeit zur 
NATO. Ein guter Ansatz war seinerzeit 
der Vorschlag von OlofPalme, einen ent­
militarisierten Korridor zu schaffen. Der 
Gedanke Gorbatschows vom gemeinsa­
men Europäischen Haus ist ja auch im 
Westen aufgenommen worden. Das ist 
meiner Meinung nach eine gute Vision." 

Isabei: "Wirsind in derGRüNENPartei 
auch von dem Gedanken des Europäi­
schen Hauses ausgegeangen und wollen 
dabei auch gar nicht mehr so feststehende 
Ländergrenzen, wie sie heute noch beste­
hen." 

Eckhard Schack: "Das Thema Einheit 
ist mir persönlich viel zu schnell gekom­
men. Ich habe vor einem halben Jahr auch 
noch gesagt, die Mauer steht in hundert 
Jahren noch. Und das hat mich, ehrlich 
gesagt, auch gar nicht so gestört. Was wir 
wollten, war etwas anderes. Eine Öff­
nung, die die Mauer allmählich überflüs­
sig macht. Von 1961 an habe ich ver­
sucht, hier eine Identität zu finden und ich 
denke, das ist vielen anderen auch so 
gegangen." 

Isabei: "Mir tut es unheimlich weh, 
wenn jetzt gerade bei den CSU/DSU­
Veranstaltungen immer wieder gesagt 
wird "Mir sind 40 Jahre meines Lebens 
gestohlen worden" - noch dazu, wenn das 
dann ein Dreißigjähriger sagt. Das finde 
ich schlimm, denn dann hater selber auch 
versagt. Wenn ich so dächte, müßte ich ja 
nur noch traurig herumlaufen, weil ich 
mit meinem Leben bishernichts angefan­
gen habe." 

Frau Jelke: ,,viele wollen die Einheit 
ganz schnell. Ich habe einen gesprochen, 
der hat gesagt "Ich bin jetzt im Rentenal­
ter und wenn ich es noch erleben soll, 
dann muß die Vereinigungjetztkommen. 
Aber für mich ist das im Grunde kein 
Argument." 

• Axel Weirich 
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FriedlicheSoldatelil~.:.~
 
t beim Ostermarsch 

Gruppe der Nationalen Volksarmee Ist dabei 
KASTELLAUN. Zufrieden zeigten sich die Vertreter der Hunsrücker Friedens­


Inltiatlun mit dem Stand der Vorbereitungen für den gemeinsamen Ostermarsch mit
 
Mensdlen aus der DDR. Es liegen bereits über 100 Anmeldungen aus der DDR vor,
 
mit Sdlwerpunkten aus den Städten Jena und Mühlhausen. Kleinere Gruppen und
 
Einzelpersonen haben sich aus Halle, Dresden, Bautzen, Berlin, Leipzig, Wetro, Rade­

beul, Magdeburg, Gera, Altenburg, Kamentz, Crimmittschau und Erfurt angesagt.
 
Aus Mühlhausen hat sich unter anderem eine Gruppe VOn Soldaten der Nationalen
 
"olksarmee angemeldet. ,Da die Leute aus den verschiedensten gesellschaftlichen
 
Gruppen und Berufen kommen, werden Interessante Diskussionen und Gesprldle
 
erwartet.
 

Mit Sorge verfolgen die Delegierten einzutreten. denn nur' so sei ein gleich­

der Hunsrücker FriedensinitiatIven al­ berechtigtes Miteinander möglich.
 
leI'dings die Entwicklungen in den bei­ Im Zuge der rasanten Ost-West-Ent­

den deutschen Staaten. Klaus Michel, wicklung fordern die Hunsrücker Frie­

Vertreter des ökumenischen Arbeits­ densinitiativen einen sofortigen Bau­

kreises, forderte einen Neuanfang für stopp auf dem Goßberg, sowie den Bau­

politisches Denken und Handeln. Es stopp für Uß-Housings. Material und
 
könne nicht sein, daß in der Bundes­ Kapazitäten sollen für zivile Projekte
 
republik alles gut und in der DDR alles genutzt werden. Nach den verheeren­

schlecht sei; daß das Tempo, mit der der den Sturmschäden sollen Soldaten der
 
Einigungsprozeß vorangetrieben wird, Bundeswehr für Aufräumarbeiten und
 
auf Kosten einer gründlichen Ausein­ Aufforstungsmaßnahmen im Wald zivil
 
andersetzung gehe; daß flnanziel'le Hil­ eingesetzt werden. Die Soldaten sollen
 
fe nur dann erfolge, wenn die Verant­ den einzelnen Forstämtern unterstellt
 
wortlichen in der DDR "nach der Pfeife und von dort je nach Bedarf angefor­
 ider bundesdeutschen Regierung tanzten". dert werden. Alle militärischen Manö­

Man müsse den Menschen in der DDR ver in den schwer geschädigten Wäldern
 
auch zutrauen, eigene Wege zu finden sollen verboten werden. Das "Jäger 90"­

und zu gehen, so Michel. Die Delegierten Projekt soll eingestellt werden, ebenso
 
forderten einstimmig, in einen Dialog wie alle militärischen Tiefflüge.
 I 
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HUNSRÜCK-SIMMERN
 

Nach der Aultaktkundgebung vor der "crulse missiles-base" (Foto) ging der 10. Oster­
marsch über Hasselbach und Spesenrolh nach Kastellaun. Folo: Dupuis 

Hunsrücker Ostermarsch
 
mit Bürgern aus der DDR
 

Baustopp für alle US-Militär-ProJekte gefordert - 900 Teilnehmer 
HASSELBACH. Drei Tage, nachdem die ersten acht von 62 auf der ,,Air Station Wüsch­

heim" stationierten "cruise missiles" im Rahmen des INF-Abkommens abgezogen worden 
waren, versammelten sich am Haupttor der amerikanischen Marschflugkörper-Basis wie­
der Demonstranten. Die Friedensinitiativen Rhein-Hunsruck-Mosel-Nahe hatten zum 
zehnten Ostermarsch eingeladen. Erstmals nahmen auch rund 250 DDR-Bürger an dem 
Ostermarsch teil. 

Bei der Kundgebung am Samstagnach­ sche Wohnsiedlungen im Hunsrück sowie 
mittag am Eingangstor der ,,Air Station" die Umwandlung von militärischen Einrich­
wurden die Gäste aus der DDR von Jutta tunmgen in zivile Projekte. 
Dahl besonders herzlich begrüßt. "Wir brau­ Soldaten der Bundesdwehr - so lautete 
chen Euch rur em friedliches und waffen­ eine weitere Forderung - sollten zu Auf­
freies Deutschland", betonte die Pfarrerin räumarbeiten und Aufforstungsmaßnah­
aus Bell und forderte dazu auf, "möglichst men in den von den Februar-Orkanen stark 
viel und oft miteinander zu sprechen". beschädigten Hunsrück-Wäldern abgestellt 

Nach der kurzen Auftaktkundgebung zo­ werden. Die Einstellung des "Jäger 90-Pro­
gen die Ostermarschierer (die Polizei jektes" sowie ein Verbot militärischer Tief­
sprach von 900. die Veranstalter von 1 000 flüge standen ebenfalls auf dem Oster­
Teilnehmern) über Hasselbach und Spesen­ Wunschzettel der Friedensmarschierer. 
roth nach Kastellaun, wo am Abend im "Ti­ Der Kundgebung in der Kastellauner 
voli" die Hauptkundgebung stattfand. Dabei Stadthalle schloß sich ein Kulturprogramm 
forderten verschiedene Redner einen sofor­ an, bei dem unter anderen auch der vor zwei 
tigen Baustopp der amerikanischen Daten­ Jahren aus der DDR ausgewiesene Lieder­
Auswertungs.:§tation, die Z\l.f Zeit ~uf dem macher_ Ste~an Krawczyk mitwirkte. Vor 
"Goßberg" bei Wüschheim gebaut wird. Wei­ dem Haupttor der "cruise missiles-base" 
tere Forderungen waren die Einstellung der fand am späten Samstagabend noch ein 
Bauarbeiten und Planungen für amerikani- ökumenischer Friedensgottesdienst statt 
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Für Frieden und Abrüstung demonstrierten Im Hunsrück knapp 1000 Menschen. Foto: Dupuis 

OstermarsctJ: Radikal abrüsten 

Demo-Reihen gelichtet
 
Baustopp im Hunsrück und Abzug in Mainz gefordert 

HASSELBACH/MAINZ. Mit der Forde­
nmg nach radikaler Abrüstung und drasti­
scher Kürzung der Rüstungsausgaben hat 
die Friedensbewegung ihre Ostennarsch­
kampagne beendet, an der sich deutlich we­
niger Menschen als früher beteiligten. 

Das zentrale Büro in Frankfurt gab die 
zahl der Teilnehmer an Kundgebungen, 
Mahnwachen und Gottesdiensten mit rund 
90000 - 100000 weniger als 1989 - an, die 
Polizei-Angaben lagen um die Hälfte nied­
riger. 

Drei Tage, nachdem die ersten acht von 62 
auf der ,,Air Station Wüschheim" im Huns­
rück stationierten "cruise missiles" abgezo­
gen worden waren, versammelten sich am 
Haupttor der US-Marschflugkörper-Basis 
Demonstranten der Friedensinitiativen 
Rhein-Hunsrück-Mosel-Nahe sowie erst­
mals auch rund 250 DDR-Bürger. 

Nach der kurzen Auftaktkundgebung zo­
gen zwischen 900 und 1000 Ostermarschie­
rer über Hasselbach nach Kastellaun. wo 
bei der Hauptkundgebung ein sofortiger 
Baustopp der US-Daten-Auswertungs-Sta­
tion verlangt wurde, die bei Wüschheim ent­
steht Weitere Forderungen: Arbeiten für 

amerikanische Wohnsiedlungen im Huns­
rück einstellen, .,Jäger 90" stoppen und Tief­
flüge verbieten. 

Das stürmische Aprilwetter oder die 
Hoffnung vieler Bürger, daß weitere Abrü­
stungserfolge nach dem politischen Wandel 
im Osten "praktisch von alleine" kommen, 
mag Demonstranten in Mainz vom Oster­
marsch abgehalten haben: Die Polizei 
sprach von 230 Teilnehmern. die durch Ha­
gelschauer zum Armeeflugplatz des Stadt­
teiles Finthen liefen. In Finthen-Airfield 
sollen neue Kampfhubschrauber des Typs 
,,Apache" stationiert werden. Die Demon­
stranten forderten die Reduzierung der 
Truppen und die Entscheidung, das Gelände 
wieder landwirtschaftlich zu nutzen. 

Als "wahlwirksame Inszenierung" hat der 
entlassene Flottillenadmiral Elmar 
Schmähling den Abzug der Giftgasgranaten 
aus der Westpfalz bezeichnet Die überha­
stete Aktion sei lediglich ein "Gunstbeweis" 
der US-Regierung gegenüber Bundeskanz­
ler Kohl (CDU). meinte SchmähIing in Clau­
sen bei Pirmasens. Er warnte vor einer bal­
digen Modernisierung der Chemiewaffen 
auf deutschem Bö<leii­



--

Runder Tisch gefordert 
Jeder achte Arbeitsplatz direkt oder 

indirekt von Rüstung und Militär abhängig 

KASTELLAUN (kai). Nacb müsse, die Schaffung neuer Kirchen, Umweltschutz- und 
Scbätzungen der Friedensini­ Arbeitsplätze, wobei ein Teil der Wohlfahrtsverbänden, Friedens­
tiative Rbein-Hunsrück-Nabe­ frei werdenden Militärhaushalte initiativen, Arbeitsverwaltung, 
Mosel ist im Rhein-Hunsrück­ für Finanzierungsprogramme Gewerkschaften, Land- und 
kreis etwa jeder acbte Arbeits­ genutzt werden sollten (In Zu- Forstwirtschaft, Landes- und 
platz direkt oder indirekt von sammenarbeit mit Industrie, Bundesregierung zu einem 
Rüstung und Militär abhän­ Handwerk und Kommunen sei- "Runden Tisch" einzuladen. 
gig. Die Friedensinitiativen en insbesondere umfangreiche "Ein abgerüsteter Hunsrück 
fordem desbalb einen "Run­ Weiterbildungskapazitäten auf- muß sich von einem hochgerü­
den Tisch", um notwendige zubauen), die soziale Absiche- steten Hunsriick durch mehr als 
Maßnahmen zum Übergang rungderzivilBeschäftigtenauch das Fehlen von Militär und Ra­
von militäriscben auf zivile bei den ausländischen Stationie- keten unterscheiden. Jetzt kön­
Wirtscbaftsstrukturen einzu­ rungsstreitkräften sowie die Ci- nen Mittel aus den gewaltigen 
leiten. nanzielle Absicherung der Ge- Militärhaushalten zum Aufbau 

Die Delegierten der Friedens­ meinden, die durch den Abzug eines Hunsriicks genutztwerden, 
initiativen sehen große Chancen ausländischerTnippeninnerhalb der, umgeben von Ballungszen­
für eine wirtschaftliche Umge­ kürzester Zeit eine völlig neue tren, eine große Lebensqualität 
staltung, diese Chancen müßen Bevölkerungs- und Infrastruktur ausstrahlt. Sollten Bundes- und 
aber auch konsequent genutzt verkraften müßten. Landesregierung den Hunsriick 
werden. So weitergehen dürfe es Damit die Interessen der Re- nach Abrüstungsmaßnahmen 
nicht, daß mit Drohungen von gion ausreichend gewahrt und genauso im Stich lassen wie jetzt 
Arbeitsplatzverlust und wirt­ neue Ideen entwickelt sowie bei der Bewältigung der großen 
schaftlichem Niedergang Angst umgesetzt werden, fordern die Sturmkatastropheim Wald,muß 
vor der Abrüstung im Hunsriick Friedensinitiativen den Landrat sich die Bevölkerung mit geeig­
geschürt würde. des Rhein-Hunsrück Kreises neten Maßnahmen in Bolin und 

-: Gefordert werden die kosten­ Bertram Fleck 'auf, umgehend Mainz Gehör verschaffen", so 
lose Übertragung von Militärge­ Vertreter der politischen Partei- ReinhardSczech, Bell (Friedens­
lände an die Gemeinden, das en, Kommunen, Industrie- und initiative), in seiner jüngslen 
natürlich frei von Altlasten sein Han~~lskammem, Handwerk, Presseverlautbarung. 

. .- t'lfY~ 
;'f. , 

t 

Nur geringe Resonanz fand der diesjährige Aufruf zum Ostermarsch der Friedensbewegungen im 
Hunsrück beiHassenbach. Ob die Schuld beiPetrus und dem schlechten Osterweller zu suchen istoder 
ob die Aktion gegenüber früherer Jahre rückläufig ist. bleibt ungeklärt. 

Foto: Kaiser 
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Hunsriicker Ostermarsch: 

IIMauern weg • Wallen weg!11
 
Kalt blies der Wind über die Hunsrück­

höhen. Dessen ungeachtet trafen sich am 
Ostersamstag rund 1000 Teilnehmer zum 
Hunsrücker Ostermarsch an der Mauer 
der Hasselbacher Marschflugkörper-Sta­
tion. Das diesjährige Motto lautete: 
"Mauem weg - Waffen weg!" Unter den 
Ostermarschierern waren erstmals rund 
240 DDR-Bürger, meist aus Jena und 
Umgebung, die der Einladung in den 
Hunsrück gefolgt waren, weil sie nicht 
mehr durch eine Mauer an der Ausreise 
gehindert waren. Überrascht und mit ge­
mischten Gefühlen standen sie nun an der 
Raketenmauer im Hunsrück. "Voneinan­
der lernen, den Frieden jetzt gemeinsam 
organisieren!", hatte es im Aufruf zum 
Ostermarsch geheißen. 

Drei Tage zuvor hallen die US-Streit­
kräfte die ersten 16 Marschflugkörper in 
Erfüllung des lNF-Vertrages zur Ver­
schrottung in die USA geflogen, doch 
noch immer seien 48 Atomraketen hinter 
der Mauer "einsatzbereit gegen unsere 
Nachbarn in der DDR, in der Tschecho­
slowakei, in Polen und in der Sowjetuni­
on", wie Pfarrerin Jutta Dahl (Bell) zum 
Auftakt des Ostermarsches erklärte. Der 
bunte Zug mit vielen Transpm:enten, 
Fahnen und Luftballons bewegte sich 
durch die Dörfer Hasselbach und Spesen­
roth ins Kastellauner "Tivoli" zur Ab­
schlußkundgebung. 

Gerhard Larenz, Erster Beigeordneter 
der Gemeinde Bell, unterstrich die For­
derung seines Gemeinderates, das Rake­

tengelände nach Abzug der Marschflug­
körper wieder einer zivilen Nutzung zu­
rückzugeben. Doch die US-Luftwaffe 
habe bereits mitgeteilt, daß die Anlagen 
künftig von anderen Einheiten weiterbe­
nutzt würden. Brigitte Jelke, DDR-Bür­
gerin aus Jena, gab ihrer Hoffnung Aus­
druck, daß die Vereinigung Deutschlands 
auch zu einer Entmilitarisierung führen 
möge. Aber sie habe auch Angst, "daß 
wir die Chance zu einem Deutschland 
ohne Waffen bereits versäumt haben". 
Die Einheit müsse von unten wachsen 
"und nicht von oben übergestülpt wer­
den". 

Dr. Gustav-Adolf Böhm, ebenfalls aus 
Jena, berichtete, daß es nun erstmals auch 
einen Ostermarsch in seiner Heimatstadt 
gebe. Dieser Marsch beginne an Kaser­
nen der sowjetischen Streitkräfte und 
führe über die Schlachtfelder des napo­
leonischen Krieges von 1806: "Wir wol­
len deutlich machen, daß unsere Erde seit 
Jahrhunderten mit Blut getränkt ist." Die 
Ostermärsche im Hunsrück und in Jena 
sollen deutlich machen, so Dr. Böhm, 
"daß wir nicht wollen, daß die DDR mit 
wehenden Fahnen in die NATO eintritt. 
Wir wollen nicht mithelfen, wieder Waf­
fen gegen Osteuropa auszurichten." 

Dr. Böhm schlug vor, das wiederverei­
nigte Deutschland als "Mittler zwischen 
Ost und West" zu betrachten. Die Frie­
densbewegung aus Deutschland-Ost und 
-West müsse ihre Erfahrungen gemein­
sam in ein "friedliches Haus Europa" ein­
bringen: "Neues Denken ist im Osten und 
im Westen notwendig". Mit großem 
Beifall wurden die Gäste aus der DDR 
beauftragt, Friedensgrüße aus dem Huns­
rück zum Ostermarsch nach Jena mitzu­
nehmen. Ein umfangreiches Kulturpro­
gramm und ein nächtlicher ökumenischer 
Gottesdienst am Friedenskreuz vor der 
Raketenstellung beendeten den diesjäh­
rigen Hunsrücker Ostermarsch. 

• Wolfgang Barteis 
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Ein neuer Staat brau,ht eine 
neue Verfassung 

Derfrledenspolitlsche SprecherderHunsriicker GRÜNEN, AxelWeirich, undVertreterInnen der GRÜNEN PARTEI der DDR 
haben während deren Besuch zum Ostennarsch Im Hunsriick, gemeinsam eln Papier zum Thema "Deutsch-deutsche 
Vereinigung" verfaßt Es trägt die Überschrift "Ein neuer Staat braucht eine neue Verfassung" und liegt auf dem nächsten 
Landesparteitag der rheinland-pfälzischen GRÜNEN am 5. und 6. Mal in Bingen als Antrag vor. In dem Papier heißt es: 

Der neue Staat, der derzeit aus DDR 
und BRD entsteht, braucht eine neue 
Verfassung, die besser und moderner 
ist als das Grundgesetz. 

DIE GRÜNEN betrachten den Verfas­
sungsentwurf, den der Runde Tisch der 
Volkskammer der DDR am 4.4.1990 
vorgelegt hat, als Grundlage für die Erar­
beilung einer neuen Verfassung eines 
vereinten Deutschlands, weil der Ent­
wurf des Runden Tisches 

... Konsens aller politischen Kräfte der 
DDR ist 

... die Menschenrechte viel ausführlicher 
und präziser beschreibt als das Grundge­
setz (40 anstatt 19 Artikel) und diese 
anhand von Minderheitenrechten defi­
niert 

... das Streikrecht ebenso Verfassungs­
rang hat wie das Verbot der Aussperrung 

... die Gleichstellung der Frauen als stren­
gen Auftrag an den Gesetzgeber definiert 

... Frauen das Recht auf eine selbstbe­
stimmte Schwangerschaftgarantiertwird 

... mehr direkte Demokratie verwirklicht 
als das Grundgesetz, indem plebiszitäre 
Elemente wie Volksbegehren und Volks­
entscheid verfassungsmäßig verankert 
sind 

... das Parteienprivileg nach Art. 21 GG 
durch eine Gleichberechtigung von Bür­
gerbewegun~en ersetzt wird 

... die Erhaltung der Umwelt als Lebens­
grundlage für künftige Generationen zur 
"Pflicht des Staates" erhebt, während sie 
im GG keine Erwähnung findet 

... die Wehrpflicht abgeschafft ist" 
Als zusätzlicher Artikel soll der folgende 

in die neue Verfassung aufgenommen 
werden: 

"In Kenntnis und Würdigung der Ge­
schichte verzichtet Deutschland (ersat­
zweise den Namen des neuen Staates 
einsetzen) für alle Zeiten auf eigenes 
Militär oder die Anwesenheit fremder 
Truppen auf seinem Staatsgebiet" 

Die neue Verfassung soll über einen 
Volksentscheid der Bürgerinnen und 
Bürger der heutigen DDR und BRD in 
Kraft gesetzt werden. 
Auf scharfe Kritik der Verfasser stößt der 
Versuch, den Anschluß der DDR an die 
BRD nach Artikel 23 GG zu betreiben. 
Wer dies tue, stelle die polnische West­
grenze weiter in Frage. Denn in Artikel 
146 GG ("Dieses Grundgesetz verliert 
seine Gültigkeit an dem Tage, an dem 
eine Verfassung in Kraft tritt, die von 
dem deutschen Volke in freier Entschei­
dung beschlossen worden ist.") kommt 
klar zum Ausdruck, daß das Grundgesetz 
nur für eine, wie es in der Präambel heißt, 
"Übergangszeit" gültig ist. Diese "Über­
gangszeit endet an dem Tag, an dem das 
gesamte deutsche Volk eine neue Verfas­
sung beschließt (per Volksentscheid??). 
Wer nun also den Anschluß nach Artikel 
23 GG ("Dieses Grundgesetz giltzunächst 
im Gebiete d~r Länder Baden, Bayern, 
Bremen,Groß-Berlin, Hamburg, Hessen, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, 
Württemberg-Baden und Württemberg­
Hohenzollern. In anderen Teilen Deutsch­
lands ist es nach deren Beitritt in Kraft zu 
setzen.") betreibt, geht davon aus, daß 
das deutsche Volk nicht nur aus den 
Bürgerinnen und Bürgern der heutigen 
DDR und BRD besteht. Also doch 
Deutschland in den Grenzen von 1937? 
Außerdem war Artikel 23 GG speziell 
auf den Sonderfall Saarland zugeschnit­
ten. 

Der Völkerrechtler Carlo Schmidt, einer 
der Väter des Grundgesetzes, begründete 
den Namen des Verfassungswerkes, 
nämlich "Grundgesetz", damit, daß der 
Parlamentarische Rat nicht imstande war, 
eine deutsche Verfassung im vollen Sin­
ne des Wortes zu schaffen: "Das ist der 
Grund, warum (...) das zu schaffende 
Werk nicht eine 'Verfassung' sondern 
ein 'Grundgesetz' genannt (wurde) und 
das ist auch der Grund, warum immer 
wieder zum Ausdruck gebracht worden 
ist (von den Verfassern des GG, d. R.), 
daß dieses Grundgesetz ein Provisorium 
sei, das sowohl in territorialer Hinsicht 
als auch seinem substantiellen Gehaltnach 
'offen' bleibt." 

In diesem Kontext widerspricht also 
der Versuch, die Vereinigung Deutsch­
lands über einen Anschluß der DDR 
gemäß Artikel 23 GG zu betreiben, der 
Intention und Absicht der Verfasser des 
Grundgesetzes. 
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